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Editorial
Neues Logo und neues Motto

Mit der Anpassung des Corporate 
Design an den Auftritt der FDP 
wollen wir Liberalen Senioren NRW  
auch optisch frischer und dynami-
scher erscheinen. 
Mit dem neuen Motto: „Chancen 
Ü50“  soll deutlich werden, wofür 
die Liberalen Senioren stehen. Wir 
wollen dazu beitragen, eine Gesell-
schaft der Chancen ohne Alters-
grenzen zu schaffen. Um das ver-
wirklichen zu können, müssen wir 
wachsen. Sowohl quantitativ als 
auch qualitativ. 
Was bedeutet das?  Zuerst einmal 
müssen wir neue Mitglieder wer-
ben, damit wir auch untereinander 
in NRW Kontakt halten können. Wir 
müssen die weißen Flecken auf der 
Landkarte beseitigen. Nur so wer-
den wir das nötige Gewicht haben, 
um in der Partei und in der Gesell-
schaft unsere Positionen durchzu-
setzen. Und hier beginnt das quali-
tative Wachstum. Wir müssen klare 
und gerne auch strittige Positionen 
beschreiben und für diese eintre-
ten. Hier ist zunächst der Landes-
vorstand gefragt. Aber wir brau-
chen auch Anregungen und Ideen 
von den Mitgliedern. Schreiben Sie 
uns, wenn Sie sich ärgern, über 
uns im Landesvorstand, über Zu-
stände in ihrer Gemeinde oder in 
der Gesellschaft. Alles ist ge-
wünscht.  

Peter Schröder
Landesvorsitzender

Liberale Senioren

April 2016
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Terminservicestellen: Wenig Nachfrage – 
viel Bürokratie

Gesetzlich Versicherte sollen künf-
tig innerhalb von vier Wochen einen 
Facharzttermin erhalten – so stand 
es im Koalitionsvertrag der Großen 
Koalition, und so hat es der Deut-
sche Bundestag im vergangenen 
Jahr beschlossen. Aller in der Dis-
kussion vorgetragenen Einwände 
zum Trotz wurden die Kassenärztli-
chen Vereinigungen (KVen) Mitte 
2015 gesetzlich dazu verpflichtet, 
dieses Versprechen umzusetzen: 
Durch die Einrichtung sogenannter 
Terminservicestellen in jeder KV-
Region. Diese sind seit dem 
26.01.2016 bundesweit in Betrieb 
– auch in Nordrhein, wo sich Versi-
cherte telefonisch an die betreffen-
de Servicestelle wenden können.
Dabei ist der Anspruch des Versi-
cherten auf Vermittlung eines Ter-
mins klar definiert: Der Anspruch 
auf einen Facharzttermin innerhalb 
von vier Wochen gilt nur, wenn eine 
„dringliche Überweisung“ vorliegt. 
Er gilt dagegen nicht für Routine-
untersuchungen oder Bagateller-
krankungen. Die medizinische Ein-
schätzung der Dringlichkeit obliegt 
allein dem überweisenden Arzt, in 
der Regel dem Hausarzt. Ausnah-
men sind Termine bei Augen- oder 
Frauenärzten, für die keine Über-
weisung notwendig ist. Klar ist aber 
auch: Bei der Vermittlung durch die 
Terminservicestellen gibt es keine 
freie Arztwahl, sprich keinen Termin 
beim „Wunscharzt“. Zudem muss 
der Patient gegebenenfalls einen 
gewissen Anfahrtsweg zum Fach-
arzt in Kauf nehmen. Diese Ein-
schränkungen zeigen, dass der 
Gesetzgeber zumindest erkannt 
hat, dass Terminservicestellen al-
lein keine wundersame Vermeh-
rung freier Facharztkapazitäten mit 
sich bringen.
Kann die Servicestelle einen Fach-
arzttermin nicht innerhalb von vier 

Wochen vermitteln, muss sie dem 
Patienten einen ambulanten Termin 
in einem geeigneten Krankenhaus 
anbieten. Die dort gewährte Be-
handlung wird aus dem Honorar-
topf der ambulant tätigen Fachärzte 
bezahlt. Angesichts jüngster Kla-
gen der Krankenhäuser über die 
hohe Auslastung ihrer Ambulanzen 
muss die Frage erlaubt sein, ob die 
Politik bei ihrem Beharren auf die 
Terminservicestellen – und der Rol-
le, die sie dabei den Krankenhäu-
sern zugedacht hat – die Versor-
gungsrealität in Deutschland 
tatsächlich im Blick hatte. 
Die niedergelassenen Ärztinnen 
und Ärzte sowie die Kassenärztli-
chen Vereinigungen standen den 
Terminservicestellen von Anfang an 
kritisch gegenüber. Warum?
Erstens, weil wir aus unserer Erfah-
rung wissen, dass Patientinnen 
und Patienten mit akuten Be-
schwerden und Erkrankungen vor 
allem durch kollegiale Vermittlung 

Dr.med. Peter Potthoff, Mag. iur.
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bzw. Ansprache in den meisten 
Fällen zeitnah einen Facharztter-
min erhalten.
Zweitens, weil Befragungen der 
GKV-Versicherten wiederholt ge-
zeigt haben, dass es in Deutsch-
land kein drängendes und flä-
chendeckendes Problem mit 
Wartezeiten für Arzttermine gibt. 
So gaben in der jüngsten Versi-
chertenbefragung der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung mehr als 
60 Prozent der Befragten an, inner-
halb von drei Tagen einen Termin 
bei ihrem Wunscharzt zu erhalten; 
nur jeder zehnte Patient erachtete 
seine Wartezeit als zu lang. Dieser 
Befund wird auch von internatio-
nalen Quellen bestätigt, beispiels-
weise von der OECD: Während der 
Anteil der Patienten, die hierzulan-
de zwei Monate oder länger auf 
einen Termin warten müssen, nur 
bei fünf Prozent liegt, beträgt er 
in Großbritannien 19 Prozent und, 
Frankreich, Schweden und Norwe-
gen etwa 30 Prozent.
Für wenige, besondere Untersu-
chungen, in denen wir tatsächlich 
erhebliche Wartezeiten beobach-

ten, sind diese durch echte Kapazi-
tätsengpässe verursacht. Dagegen 
helfen dann auch keine Terminser-
vicestellen.
Als Kassenärztliche Vereinigung 
Nordrhein haben wir immer wieder 
deutlich gemacht, dass wir die Ein-
richtung einer Termin-Servicestelle 
für nicht erforderlich halten. Gleich-
wohl haben wir die Vorgaben des 
Gesetzgebers umgesetzt; mit dem 
Ziel das Serviceangebot für die Pa-
tientinnen und Patienten so effizi-
ent und unbürokratisch wie mög-
lich zu gestalten.
Zwischenzeitlich haben die Termin-
servicestellen ihren Betrieb aufge-
nommen. Wir können also eine ers-
te Zwischenbilanz ziehen: In der 
ersten Woche nach ihrem Start ver-
mittelten die Terminservicestellen 
bundesweit rund 1.300 Termine, 
gut 20 Prozent davon in Nordrhein. 
Die Kassenärztlichen Vereinigen 
haben also geliefert, mancher 
Skepsis zum Trotz! Gleichzeitig ist 
die Zahl der Anfragen nahezu in al-
len Bundesländer deutlich unter 
dem erwarteten Niveau geblieben; 
und das unmittelbar nach dem mit 

großem Medieninteresse begleite-
ten Start der Terminservicestellen. 
Verstetigt sich diese Entwicklung, 
bestätigt sich unsere Einschät-
zung, dass es sich bei den Termin-
servicestellen um ein unangemes-
sen aufwändiges Verfahren handelt, 
welches am Ende nur ein sehr klei-
ner Teil der GKV-Versicherten nut-
zen wird. Auch vor diesem Hinter-
grund hätte ich mir mehr Vertrauen 
in die ärztliche Selbstverwaltung 
gewünscht, die aus ihrer Erfahrung 
heraus ein wesentlich schlankeres, 
aber ebenso geeignetes Instrument 
vorgeschlagen hatte. Stattdessen 
hat die Große Koalition einen wei-
teren Beitrag zu den viel zu hohen 
Bürokratiekosten im ambulanten 
Sektor geleistet, der sich nach den 
jüngsten Berechnungen des Nor-
menkontrollrates bundesweit be-
reits auf sagenhafte 4,3 Mrd. Euro 
jährlich beläuft.

Dr.med. Peter Potthoff, Mag. iur.
Vorsitzender des Vorstands der 

KV Nordrhein

Was sind die Ursachen für den Aufstieg der Populisten?
Der Aufstieg hat bekannte 
Ursachen:
• Der technologische Wandel 
(Hauptursache in ganz Europa);
• gefolgt von Deindustriali-
sierung in den alten Industrielän-
dern und Verlagerung in verlän-
gerte Werkbanken (Hauptursache 
Großbritannien)
• gefolgt von Langzeitar-
beitslosigkeit (Schwerpunkt in 
Frankreich und Spanien)
• schwache Lohnentwick-
lung in unteren und mittleren Ein-
kommensschichten in ganz Europa
• kalte Progression als statis-
tisches Artefakt und damit Lohn-
verlust für die Mittelschicht (durch 
ein undurchsichtiges Steuersystem 
vor allem in Deutschland)
• der umfassende Bedeu-
tungsverlust der Nationalstaaten 
im Zeitalter der Globalisierung 
(ganz Europa)
• starke Einwanderung von 
Armutsmigranten, verbunden  mit 
einer mangelhaften Integration, die 
aber von den Regierenden sehen-
den Auges ignoriert wurde (Frank-

reich und vor allem Schweden)
• die gewachsene Bedrohung 
durch islamische Terroranschläge 
(ganz Europa)
All dies führt zu Gefühlen der Ent-
fremdung und Angst - zum Gefühl 
fremd im eigenen Land zu sein.
Die Populisten - sowohl am rechten 
als auch am linken Gesellschafts-
rand - greifen dies auf und bieten in 
ihren Programmen die Ablehnung 
der offenen Gesellschaft  und von 
allem Fremden. Sie offerieren einen 
starken autoritären Nationalstaat, 
der die nationalen Probleme auf je-
den Fall besser lösen sollte als die 
EU.
Werden dadurch die strukturellen 
Probleme weniger oder können sie 
national gelöst werden?  Mit Si-
cherheit nicht. Welche Lösungsan-
sätze bieten sich uns?
Bürgerliche Politiker der Mitte wie 
der ehemalige französische Prä-
sident Nicolas Sarkozy oder füh-
rende britische Tories versuchen  
durch Mimikry die aufstrebenden 
rechten Nationalpopulisten über-
flüssig zu machen – in Form von 

Bekämpfen durch Nachahmen der 
nationalistischen Parolen. Auch 
davon halte ich nichts.
Wir Liberalen wollen  weder eine 
Verteufelung der Populisten noch 
die Kapitulation vor ihnen. Wir 
wollen die sportliche Auseinander-
setzung mit ihnen. Denn wenn sie 

Dr. Wolfgang Allehoff
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Integration, gesteuerte Einwanderung und ein 
handlungsfähiges Europa

Weltweit sind rund 60 Millionen 
Menschen auf der Flucht, von de-
nen viele nach Europa kommen. 
Der Zerfall der regionalen Ord-
nung im Nahen und Mittleren Os-
ten durch Krieg, Bürgerkrieg, durch 
extremistische Tendenzen und to-
talitäre Regime nehmen den Men-
schen jede Perspektive, bedrohen 
Leib und Leben.
Für Deutschland und Europa steht 
in dieser Situation viel auf dem 
Spiel. Die Freizügigkeit als eine der 
wesentlichen Freiheitsrechte in der 
Europäischen Union, die offene, 
plurale Gesellschaft und die Soli-
darität aller Mitgliedsstaaten sind 
zu verteidigen  - gegen das Erstar-
ken von Rechtspopulismus und 
Extremismus oder zunehmende 
Renationalisierungstendenzen.
Die Friedrich Naumann Stiftung für 
die Freiheit hat fünf liberale Thesen 
zur Flüchtlingspolitik herausgege-
ben, die wir nachstehend in ver-
kürzter Form aufführen:

1. Konfliktregelungsplan für 
Syrien entwickeln
Hier bedarf es aller Anstrengungen
zur Entwicklung eines Konfliktrege-
lungsplanes und zwar unter Einbe-
ziehung der Regionalmächte und 
Russlands.

2. Die Offene Gesellschaft 
verteidigen 
Unsere Verfassung misst dem 
Grundrecht auf Asyl als individuel-
lem Anspruch für politisch Verfolg-
te einen hohen Stellenwert zu. Für 
Bürgerkriegsflüchtlinge und Flücht-
linge nach der Genfer Flüchtlings-
konvention wird ein zügiges verein-
fachtes Verfahren gebraucht. Für 
unser Zusammenleben sind Maß-

stab die im Grundgesetz veranker-
ten freiheitlichen Werte.

3. Integrationsstrukturen 
schaffen
Sprachkurse und Kurse zu Wer-
tevorstellungen, Traditionen und 
Geschichte Deutschlands müs-
sen angeboten werden – und den 
Flüchtlingen muss klar sein, dass 
eine regelmäßige und engagierte 
Teilnahme verpflichtend ist. Flücht-
lingskinder sind in unser Schulsys-
tem zu integrieren.
Das Kooperationsverbot darf den 
Bund hier nicht hindern, zielgerich-
tet Hilfe zu leisten.
Schnelle Arbeitsaufnahme
Flüchtlinge sollen arbeiten dürfen.
Vor-Ort-Lösungen stärken
Die finanziellen Mittel, die der Bund 
den Kommunen zur Verfügung 
stellt, sollten direkt bei den Kom-
munen ankommen.

4. Einwanderung steuern

Einwanderungsgesetz schaffen
Auch in Deutschland wird ein Ein-
wanderungsgesetz gebraucht. Das 
schließt Möglichkeiten  für einen 
Wechsel der bereits angekomme-
nen und dann integrierten Flücht-
linge in  die Arbeitsmigration ein.

Europäische Außengrenzen 
sichern
Entscheidend auf europäischer 
Ebene ist die Durchsetzung verein-
barter Regeln. Europas Außen-
grenzen müssen gesichert werden, 
um die Zahl der insgesamt in  die 
EU drängenden Menschen auf die-
jenigen zu begrenzen, die Anspruch 
auf Schutz haben.

Geordnete und zügige Verfahren in 
Deutschland
Anträge für Migranten aus sicheren 
Herkunftsländern sollten so früh 
und schnell wie möglich bearbeitet 
werden. Für Bürgerkriegsflüchtlin-
ge wird ein zügiges vereinfachtes 
Verfahren gebraucht, das zu einem 
befristeten Aufenthaltsrecht führt 
(vorläufiger humanitärer Schutz).

5. Die Gesamtsituation im 
Blick behalten

Wohnungsbau
Alle rechtlichen und tatsächli-
chen Hemmnisse für mehr Woh-
nungsneubau sind zu beseitigen. 
In gewissem Umfang werden die 
Kommunen in den sozialen Woh-
nungsbau einsteigen müssen.

Famliennachzug
Der Familiennachzug sollte grund-
sätzlich an das Erreichen  bestimm-
ter Integrationsziele geknüpft wer-
den und davon abhängig sein.

Finanzielle Leistungen 
Selbstverständlich haben Flüchtlin-
ge ein  Anrecht auf Sicherung ihres 
Existenzminimums. Es sollten alle 
rechtlichen Möglichkeiten genutzt 
werden, die Leistungen für Flücht-
linge anzupassen. Denkbar wäre, 
zum Beispiel eine Rückzahlungs-
pflicht – ähnlich wie beim BAFÖG, 
zu schaffen.

Rheinhild Sachtleben

Den ausführlichen Originaltext 
finden Sie unter:
www.freiheit.org/content/fuenf-
liberale-thesen-zur-flüchtlings-
politik

sich an rechtsstaatliche Prinzipien 
halten und Missstände schlech-
ter Regierungsführung aufdecken, 
die von den etablierten Parteien 
verdrängt werden, sind sie im de-
mokratischen Prozess absolut hilf-
reich.
Ungarns Ministerpräsident Viktor 
Orban hat mit seinem Spruch, dass 
wir kein europäisches Migranten-
problem hätten , sondern ein deut-
sches, auch deshalb so viel Zu-

stimmung erhalten, weil er den 
Kern des Problems trifft. Unge-
schickte  Äußerungen der Kanzle-
rin haben zu einer Sogwirkung ge-
führt. 
Für Deutschland gilt; die Parteien  
der GroKo und Intellektuelle so-
wie große Teile der Presse ignorie-
ren systematisch die Sorgen der 
Bevölkerung bezüglich Einwan-
derung, nationaler Identität und 
wirtschaftlichen Umverteilungswir-

kungen – insbesondere im Osten 
der Republik.
Den Rechtspopulisten fällt es vor 
dem Hintergrund der Euro-Krise 
leicht, die EU als Prügelknaben 
hinzustellen. Hat doch die desolate 
Situation auch mit Versäumnissen 
der politischen Elite in dieser EU zu 
tun.

Dr. Wolfgang Allehoff, Vorsitzender 
Liberale Senioren Baden Württemberg
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Mitgliederversammlung 
wählt neuen Vorstand 

in Siegburg

Die Mitgliedersammlung hat am 
Samstag, d. 5.3.2016 in Siegburg 
ihren neuen Landesvorstand ge-
wählt. Landesvorsitzender wurde 
der Siegburger Peter Schröder, 
der bisher stellv. Vorsitzender war. 
Schröder erklärte nach der Wahl 
des Vorstandes, dass er mit die-
sem Team eine Kombination aus 
Erfahrung und Erneuerung habe. 
Er wies darauf hin, dass die Libera-
len Senioren NRW in Zukunft durch 
klare Positionierung sowohl in der 
FDP wie auch in der Öffentlichkeit 
ein größeres Gewicht bekommen 
müsse. 
In den Vorstand wurden neben 
Peter Schröder aus Siegburg fol-
gende Personen gewählt:
Stellvertreter: Karlheinz Busen, 
MdL aus Gronau und Heinz K. 
Hadamik aus Neunkirchen-Seel-
scheid; Schatzmeister Hans Jürgen 
Allendörfer aus Schwerte, Schrift-
führerin Rosemarie Benn aus Neun-
kirchen-Seelscheid. Als Beisitzer 
komplettieren den Vorstand: Max 
Marnet aus Kaarst, Karla Matussek 
aus Schwerte, Rheinhild Sacht-
leben aus Königswinter, Volkmar 
Schrimpf aus Ratingen, Manfred 
Todtenhausen aus Wuppertal, Uwe 
J. Tönningsen aus Münster.

Foto: BAGSO/Hemmerich

Zu den Gästen des 11. Deutschen 
Seniorentages, der vom 02.-04. Juli 
2015 in  Frankfurt stattfand, zählten 
drei 100-jährige Frankfurterinnen. 
Trotz Temperaturen von etwa 38 
Grad Celsius hatten Liesel Verleger, 
Stefanie Kahl und Ruth Remus den 
Weg in die Messehallen gefunden. 
Bei einem lebhaften Kaffeetrinken 
wurden 300 Jahre gelebte Ge-
schichte ausgetauscht. Jede der 
drei Damen verriet ihr Motto für ein 
glückliches Leben:

Liesel Verleger meinte: „Leb‘ 
unvoreingenommen in den Tag 
hinein.“
 
Stefanie Kahl nannte ihe Devise: 
„Mach was du willst, mach dir 
nichts vor! Tu was du willst, aber tu 
dir nicht leid!“

Ruth Remus verriet folgendes 
Rezept: „Hilf dir selbst, sonst hilft 
dir keiner.“  

Rheinhild Sachtleben

Die „Ü-100-Party“

Bargeld ist Freiheit
Eine Bargeldobergrenze hilft nicht 
bei der Bekämpfung von Verbre-
chen. Der Zwang zu elektroni-
schem Zahlungsverkehr würde 
in Zukunft alle Zahlungsströme 
digital dokumentierbar machen. 
Menschen, die Gesetze brechen 
wollen, würden sich niemals an die 
Obergrenze halten sondern andere 
Wege finden.

Daher: 
Finger weg von unserem 

Bargeld!

Nachruf auf 
Dr. Guido Westerwelle

Die Liberalen Senioren NRW trau-
ern um den ehemaligen Bundes-
tagsabgeordneten und Bundesau-
ßenminister Dr. Guido Westerwelle, 
der am 18. März 2016 im Alter von 
54 Jahren den Kampf gegen die 
Leukämie verloren hat. Er verstarb 
in der Uni-Klinik Köln. In seinen vie-
len Funktionen war er eine prägen-
de Gestalt der deutschen Politik, 
stets fair und stilvoll, eine charisma-
tische Persönlichkeit, ausgestattet 
mit hervorragenden analytischen 
und rhetorischen Fähigkeiten.
Beim 51. Ordentlichen Bundespar-
teitag der FDP vom 16.-17. Juni 
2000 in Nürnberg wurde auf seine 
Initiative und in seiner Zeit als FDP-
Generalsekretär der Antrag zur 
Gründung der Liberalen Senioren 
gestellt. 

Auf der Gründungsversammlung 
am 3. März 2001 in Stuttgart hielt 
Dr. Westerwelle, MdB eine mit viel 
Beifall bedachte Rede zur Grün-
dung und zum Thema Senioren in 
unserer Gesellschaft. „Senioren 
machen in der FDP Politik mit Seni-
oren und für Senioren und sind kein 
sozialpolitisches Feigenblatt“. 
Wir sind sehr traurig, dass dieser 
geradlinige, offene und warmherzi-
ge Politiker so früh abberufen wor-
den ist. Er wird seinen Angehörigen 
und uns allen in der FDP-Familie 
fehlen.    Rheinhild Sachtleben


